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Die Exſcindirungsklage gegenüber der politiſchen Ere- 
cution. 
Von Tr. Ernſt Baron Exterde. 


Ueber die gegen den Fiscus angeſtellte Klage der Ehefrau eines 
Steuerſchuldners, welchem in der politiſchen Execution Mobilten ge⸗ 
pfändet worden waren, auf Anerkennung ihres Eigenthums an den⸗ 
ſelben und deren Ausſcheidung aus der Execution hatte das Oberlan⸗ 
desgericht erkannt: die Klage werde als zur civilrechtlichen Competenz 
nicht gehörig zurückgewieſen, weil felbe gegen eine Verfügung der 
politiſchen Behörde gerichtet ſei, welche Verfügung nach Artikel 15, 
Abſatz 2, des Staatsgrundgefetzes vom 21. December 1867 über die 
richterliche Gewalt) vor dem Civilrichter nicht angefochten werden 
könne und weil das Hofdecret vom 29. Mai 1845, Nr. nur 


) Artikel 15 dieſes Geſetzes lautet: „In allen Fällen, wo eine Verwaltungs⸗ 
behörde nach den beſtehenden oder künftig zu erloffenden Geſetzen über einander wider⸗ 
ſtreitende Anſprüche von Privatperſonen zu entscheiden hat, ſteht es dem durch dieſe 
Entſcheidung in feinen Privatrechten Benachtheiligten frei, Abhilfe gegen die andere 
Partei ji u fte Rechtswege zu ſuchen. g 

5 „Wenn außerdem jemand behauptet, durch eine Entſcheidung oder Verfügun 
einer Verwaltungsbehorde in ſeinen Rechten verletzt zu Be ſo ftebt ihm 750 15 
Auſprüche vor dem Verwaltungsgerichtshofe im öffentlichen mündlichen Verfahren 
wider einen Vertreter der Verwaltungsbehörde geltend zu machen. 

Pie Fälle, in welchen der Verwaltungsgerichtshof zu entſcheiden hat, deſſen 
Zuſammenſetzung, ſo wie das Verfahren vor demſelben werden durch ein beſonderes 
Geſetz beſtimmt.“ 


in jenen Fällen Anwendung erleide, wo vom Civilrichter die Execution 
verfügt werde). Auch vom oberſten Gerichtshofe war in letzter In⸗ 
ſtanz mit Senatsentſcheidung vom 4. Juni 1872, Zahl 5773, die in 
Frage befangene Klage a limine zurückgewieſen worden, „weil die An⸗ 
fechtung einer von der politischen Behörde verfügten Execution nicht 
auf den Rechtsweg gehört und das Hofdecret vom 29. Mai 1845 
ſich nur auf gerichtliche Exeentionen bezieht“. 

Das k. k. Finanzminiſterium, welches von dieſer oberſtrichter⸗ 
lichen Entſcheidung Kenntniß erlangte, ließ ſich von der Finanzpro⸗ 
curatur Bericht erſtatten und leitete den vorgelegten Bericht an die 
k. k. Miniſterien des Innern und der Juſtiz mit folgenden Bemerkungen: 
Wenn es auch keinem Zweifel unterliege, daß in ſehr vielen Fällen mit der 
Exſcindirungsklage Mißbrauch getrieben werde, in Folge deſſen namenk⸗ 
lich bei einer zu laren Praxis in Zulaffurg von Haupteiden die Rechte 
der Gläubiger illuſoriſch gemacht werden könnten, ſo dürfte doch der 
vom oberſten Gerichtshofe angenommene Grundſatz (Abweiſung der 
Klage wegen mangelnder Competenz) ſelbſt vom Standpunkte der 
Adminiſtration manches Bedenken erwecken. Die ſelbſtverſtändliche 
Unzuläſſigkeit, zur Einbringung einer Schuld eine nicht dem Schuld⸗ 
ner gehörige Sache in Execution zu nehmen, ſei nicht erſt durch das 
Hofdeeret vom 29. Mai 1845 ausgefprochen worden, ſondern der 
Eigenthümer ſei (natürlich) ſchon früher auch in der Lage geweſen, 
ſeine privatrechtlichen Anſprüche im Wege der Klage geltend zu 
machen. Der Verwaltungsgerichtshof ſei nicht competent, wenn die 
Entſcheidung den Gerichten zuſtehe, und dies ſei unzweifelhaft der 


*) Das Juſtiz⸗Hofdecret vom 29. Mai 1845 beſagt: 1. Die dem Kläger be 
willigte Execution des beweglichen Vermögens iſt, weng derſelbe darauf beharrt, der 
Einwendungen dritter Perſonen ungeachtet, an allen Vermögensſtücken zu vollziehen, 
welche bei der Vornahme in dem Beſitze des Schuldners angetroffen werden. — Zweifelt 
der Gerichtsdiener, ob er den Geklagten oder denjenigen, welcher ſich der Exceution 
widerſetzt, als Beſitzer anzuſehen habe, ſo hat er dieſes unter der gehörigen Vorſicht, daß 
die Amtshandlung nicht vereitelt werde, dem Gerichte anzuzeigen, von welchem er ab- 
geordnet tft, und letzteres ihm unverzüglich die den Umſtänden angemeſſene Belehrung 
zu feinem Benehmem zu ertheileu. 2. In jedem Falle hat der Gerichtsdiener bei Vor⸗ 
nahme der Pfändung alle angemeldeten Anſprüche dritter Perſonen anzumerken, und 
dem Gerichte liegt ob, dieſe Perſonen zur Wahrnehmung ihrer Rechte vor 
der Bewilligung der weiteren Executionsſchritte, wenn dieſelben zuläſſig be⸗ 
funden werden, in Kenntniß zu ſetzen. 3. Diejenige“, welche ſich in ihrem Beſitze, 
Eigenthume oder anderen Rechten für gekränkt halten, haben ſolche, um die Aufhebung 
der Execution zu bewirken, bei dem Richter, welcher die Execution vorgenommen hat, 
oder, wenn deren Vornahme auf Erſuchen einer anderen Gerichtsbehö ' de erfolgt 
wäre, nach ihrer Wahl bei dem einen oder dem anderen dieſer beiden Grichte geltend 
zu machen. Auch können fie bei demſelben Gerichte, wo die Verhandlung anhängig 
gemacht wird, verlangen, daß während der Dauer derſelben im Falle hinreichender 
Beſcheinigung ihrer Anſprüche unbedingt, außer dieſem Falle aber doch gegen 
Sicherſtellung für allen Schaden mit den weiteren Executionsſchritten infoferne inne⸗ 
gehalten würde, als ihnen ſonſt ein unwiederbringlicher Nachtheil zugefügt würde. 
4. Befinden ſich die zu pfändenden Gegenſtände in Verwahrung eines anderen Se 
richtes, einer öffentlichen Behörde, oder in Händen eines Dritten, fo iſt dieſem die 
Pfändungsverordnung zuzuſtellen und zugleich nach Umſtänden wegen der Beſchrel⸗ 
bung und künftigen Verwahrung die ier Gegenſtände eine zweckmäßige Verfügung zu 
treffen. Weigert ſich der dritte Beſitzer die Execution zuzulaſſen, fo ſoll ihm dennoch 
die Pfändungsverordnung zugeſtellt werden. = Fat 

Von der Zeit dieſer Zuſtellung ift er dem Kläger, der ihn jedoch im Rerhts⸗ 
wege belangen muß, für das erweieliche Eigenthum des Geklagten verantwortlich. 


Fall, wenn die adminiſtrative Behörde gegenüber der betroffenen Par⸗ 
tei eine rein privatrechtliche Stellung einnehme. Die Exſfcindirungs⸗ 
klage werde nicht gegen die politiſche Behörde als exequtrendes Orgau, 
ſondern gegen das Aerar oder den Fond gerichtet, zu deſſen Gunſten 
die Execution vorgenommen wurde. Das Verhältniß des Staates zum 
Steuerſchuldner entziehe ſich allerdings der Cognition der ordentlichen 
Gerichte, allein das Verhältniß des Aerars zu einem Dritten, deſſen 
Privateigenthum durch einen Eiugriff der Staatsaeminiſtration verletzt 
wurde, ſei ein grundverſchiedenes. Sollte da der Dritte den Schutz 
der ordentlichen Gerichte nicht finden können, jo müßte auch eine ge⸗ 
richtliche Pfändung durch eine nachträgliche politiſche Execution wir⸗ 
kungslos gemacht werden können und die Austragung folder collidiren⸗ 
den Pfandrechte vor dem ordentlichen Richter ausgeſchloſſen werden. 
Die Verwaltung ſei weder berufen noch in der Lage, über Eigen⸗ 
thumsauſprüche zu erkennen, und es ſtünden ihr die Hauptbeweismittel 
in einem Rechtsſtreite, beeidete Zeugenausſagen und Parteieneide im 
Zuge einer adminiſtrativen Erhebung nicht zu Gebote. Es ſtünden 
namentlich die Hofdecrete vom 26. Februar 1789, J. G. S. Nr. 
977) und vom 2. September 1824, J. G. S Nr. 2039) der 
Auffaſſung entgegen, als ob bei einer politiſchen Execution die Rechte 
dritter Perſonen der gerichtlichen Cognition entrückt wären. („All⸗ 
gemeine öſterreichiſche Gerichtszeitung“ vom 3. December 1872, 
Nr. 97.) 

Das k. k. Miniſterium des Innern theilte die Anſicht, daß 
ſolche Exſeindirungsanſprüche im Rechtswege geltend gemacht werden 
können, indem es überhaupt von der Anſicht ausging, daß privat⸗ 
rechtliche Anſprüche, ſoferne die Entſcheidung darüber nicht ausdrücklich 
der politiſchen Behörde zugewieſen worden, nur im Rechtswege geltend 
gemacht werden können, welcher insbeſondere für Exſeindirungsan⸗ 
ſprüche der ſowohl dem Steuerärar als der Gegenpartei zuſagendſte 
Weg ſei. Daß poſitive Beſtimmungen nicht entgegenſtehen, ſagt das 
Miniſterium, ergebe ſich aus dem Hofdeerete vom 31. December 1818, 
Nr. 1531, betreffend die Competenz in Erbſteuer⸗Angelegenheit “). 


*) Das an fämmtliche Appellationsgerichte erfloſſene Hofdecret vom 26. Fe⸗ 
bruar 1789, Nr. 977, iſt alſo gefaßt: a. Im Allgemeinen ift die Regel zu beobachten, 
daß die Erkenntniſſe der politiſchen Behörde auch durch dieſelre zur Vollziehung zu 
bringen ſeien und ſich hiezu der ihr geſetzmäßig eingeräumten Executionsmittel zu 
bedienen ſei. b. Dieſe Regel leidet nur dann eine Ausnahme, wenn entweder die 
politiſchen Executionsmittel zur Eintreibung des Erſatzes nicht zureichen oder wegen 
des eintretenden Rechtes eines Dritten nicht anwendbar ſind; (a) weun alſo der Erſatz 
fo beträchtlich oder (b) das Gut, woraus ſolcher geleiftet werden ſoll, fo verſchuldet 
iſt, daß die Bezahlung des von der politiſchen Behörde zuerkannten Erfatzes nicht 
anders, als durch die Veräußerung der Realität geleiſtet werden kann; (e) wenn ein 
Concurs über das Vermögen des Eigenthümers eröffnet worden iſt; (d) wenn das 
Gut, woraus der Erſatz einzutreiben ift, für Rechnung eines Dritten bereiis gerichtlich 
ſequeſtrirt worden; (e) wenn ein landtäflich vorgemerkter Gläubiger der Partei, 
welche die zuerkannte Vergütung zu fordern hat, das Vorzugsrecht ſtreitig macht. In 
allen dieſen Fällen kann die Eintreibung des Erſatzes durch die politiſche Behörde 
nicht geſchehen, ſondern ſie iſt in dem gerichtlichen Wege unter Vertretung des Fiscal⸗ 
amtes zu ſuchen. e. Jedoch ſteht auch in ſolchen Fällen der Gerichtsſtelle, bei welcher 
das Executionegeſuch eingereicht wird, nicht mehr die Erörterung der Rechtmäßigkeit 
der durch das Erkenntniß der politiſchen Behörde bereits erwieſenen Forderung zu, 
ſondern ſie hat eben der Art zu verfahren, als wenn das Executionsgeſuch ein gericht⸗ 
liches Erkenntniß zum Grunde hätte. d. Damit aber, wenn es auf eine der Gerichts⸗ 
ſtelle allerdings zukommende Eutſcheidung über das Vorzugsrecht ankömmt, die durch 
das Fiscalamt vertretene Pirtei nicht leide, io hat das Fiscalamt jedesmal im voraus 
die landesfürſtliche Verſicherung zu erwirken; es wäre denn der zuerkannte Erfatz 
entweder an ſich ſelbft oder im Verhältniſſe zu den bekannten Vermögensumftän den 
des Schuldners zu unbeirächtlich, um dieſe Vorſicht zu erheiſchen. e. Dieſe Sicher⸗ 
ftelung ſoll aber niemals darin beſtehen, daß, wie es hie und da beobachtet worden 
iſt, der ſachfällige Grundeigenthümer zur Ausſtellung einer Schuldverſchreib ang zur 
landtäflichen Vormerkung gebracht werde; ſondern es iſt mit Vermeidung dieſes un⸗ 
nützen und oft nachtheiligen Umweges die landtäfliche Vormerkung des politiſchen Er⸗ 
kenntniſſes, wodurch die Richtigkeit des Erſatzes entſchieden worden iſt, genug. k. End⸗ 
lich tft die Vormerkung jederzeit ohne mindeſten Zeitverluſt zu bewirken, damit anderen 
Gläubigern des nämlichen Schuldners die Gelegenheit benommen werde, durch frühere 
Anſuchung derſelben das Vorzugsrecht zu erwerben. 

) Das Hofkanzleideeret vom 2. September 1824, Nr. 2039 beſtimmt, daß 
die wegen Steuerrückſtänden verhängte poꝛitiſche Sequeſtration ſich auf früher gerichtlich 
gepfändete Fahrniſſe nicht erſtrecken könne, daß es jedoch Pflicht der politiſchen Bes 
hörde ſei, die von der Staatsverwaltung etwa geltend zu machenden Vorzugsrechte 
durch die Kammer⸗Procuratur bei den Gerichtsbehörden anhängig zu machen. 

*+*) Das Hofdecret vom 31. December 1818 lautet: Durch das Hofdecret vom 
13. Juli 1813, 3. 1063 J. G. S., wunde bereits verordnet, daß es von den früher 
beſtandenen Vorſchriften, wodurch den Parteien geſtattet worden, gegen die Entſchei⸗ 
dungen der Hofkanzlei in Erbſteuerſachen den Rechtsweg zu ergreifen, abzukommen 
habe; daß jedoch in Zukunft bei Schöpfung ihrer Erkenntuiſſe zwei Hofräthe der 
oberſten Juſtizſtelle beigezogen 
zu treffen fein wird, daß bei jeder Erbſteuer⸗Hofcommiſfion, wo dieſe Einrichtung 


d 


Unter den Rechten von welchen Artikel 15, Alinea 2 des Staats⸗ 
grundgeſetzes über die richterliche Gewalt ſpricht, könnten nur Rechte 
öffentlicher Natur oder höchſtens ſolche Privatrechte verſtanden werden, 
über welche die Verwaltungsbehörde abzusprechen habe, weil ſonſt nicht 
abzuſehen wäre, warum man wohl in den Fällen des erſten Abſatzes 
und nicht auch in den Fällen des zweiten Abſatzes wegen Verletzung 
eines Privatrechtes die Abhilfe im ordentlichen Rechtswege ſuchen 
dürfe. Alinen 2 des Artikel 15 könne alſo nur ſolche Fälle im Auge 
haben, in welchen die Verwaltungs behörde innerhalb ihrer Competenz 
Entſcheidungen oder Verfügungen treffe, was bei einer Entſcheidung 
über einen von einem Dritten erhobenen Eigenthumsamſpruch nicht 
der Fall wäre. Das Hofdeeret vom 29. Mai 1845, Nr. 889 J. 
G. S. habe zweifellos nur gerichtliche Exeeutionen im Auge, und 
es laſſe fich auch nicht in Abrede ſtellen, daß jedenfalls ausdrückliche 
Normen über die Art und Weiſe der Geltendmachung der in Rede 
ſtehenden Exſeindirungsanſprüche und über den Einfluß derſelben auf 
den Gang der politiſchen Execution abgehen, gleichwohl dürfte man 
ſich mit der analogen Anwendung der Beſtimmungen jenes Hofdecretes 
behelfen können. 

Das k. k. Juſtizminiſterium wendete ſich an das Präſidium des 
oberſten Gerichtshofes und empfahl „bei dem großen Gewichte, wel- 
ches das Finanzminiſterium dieſer Angelegenheit beilegen zu ſollen er⸗ 
achte“, zunächſt dem Ermeſſen des oberſtgerichtlichen Präſidiums ſo wie 
der Beſchlußfaſſung des oberſten Gerichtshofes, ob die Angelegenheit 
zur Behandlung nach § 16, lit. f. des kaiſerlichen Patentes vom 
7. Auguſt 1850, R. G. Bl. Nr. 325 (Organiſationsſtatut des ober⸗ 
ſten Gerichtshofes) geeignet befunden werde. 


Daraufhin beſchloß der oberſte Gerichtshof, weil die vorliegende 
Rechtsfrage nicht immer gleichförmig entſchieden worden ſei, zunächſt 
in die „principielle“ Entſcheidung derſelben im Sinne des § 16 des 
Organiſationsſtatuts einzugehen und wurde von ihm bei der Erwä⸗ 
gung der Rechtsfrage für die in der Entſcheidung vom 4. Juni 1872, 
Z. 5773, zum Ausdrucke gekommene Anſchauung insbeſondere geltend 
gemacht, daß das Hofdecret vom 29. Mat 1845, J. G. S. Nr. 889, 
unzweifelhaft nur auf gerichtliche Execution ſich beziehe, daß übrigens 
im Sinne desſelben Exſcindirungsklagen bei der Behörde, welche die 
Execution bewilligt oder vollzogen hat, vorzubringen ſind, daß, wenn 
aus öffentlichen Rückſichten die politiſche Behörde für gewiſſe Fälle 
zum Executionsrichter gemacht wird, dieſe Zuweiſung als auch hinſicht⸗ 
lich aller Conſequenzen die politiſche Competenz begründend angeſehen 


noch nicht beſteht, Juſtizräthe als Beiſitzer beſtimmt werden. — Obwohl dieſe höchſte 
Vorſchrift auch für die Zukunft aufrecht verbleibt, ſo gab doch die Würdigung eines 
neuerlichen Falles den Anlaß zur Erditerung der Frage: wie ſich in Fällen, wo die 
Erbſteuerbemeſſung mit der Entſcheidung ſtreitigee Privatrechte auf den Nachlaß 
im Zuſammenhang fteht und zwar insbefondere in Fällen a. wo der Beſitzer des Nach⸗ 
laſſes behauptet, daß dasjenige, was ihm als ein patentmäßig der Beſteuerung unter⸗ 
liegendes Gut angerechnet werden will, aus anderen Rechtstiteln, z. B. jure erediti, 
aus dem Heiratscontracte u. |. w. ſchon fein eigen ſei und wo daher derſelbe mit dem 
Erbſteuerfonde in die Colliſion treten würde; b. wo ein Dritter rechtliche Anſprüche 
auf dasjenige macht, was von dem Beſitzer des Nachlaſſes als ererbtes Gut behauptet 
wird, zu benehmen ſei? Se. Majeſtät haben hierüber zu beſchließen geruht, daß die 
Erbſtener⸗Hofcommiſſton wie bieher die von den Erben vorgelegten und von den. 
Abhandlungsbehörden berichtigten Erbſteueraueweiſe zu prüfen und die Erbſteuer 
nach den geſetzlichen Vorſchriften zu bemeſſen habe, ohne daß dagegen die hienach ge⸗ 
fällten Erkenntniſſe der Erbſteuer⸗Hofcommiſſion und im Recurswege der vereinten 
Hofkanzlei, der Rechtsweg den Parteien zugeſtanden werden kann, daß aber die Be⸗ 
meffung der Erbſteuer erſt dann definitiv zu gelten habe, wenn in Anſehung der 
ſtreitigen Rechtstitel auf den Nachlaß die Entſcheidung erfolgt iſt. — Daher habe (a); 
in ſolchen Fällen, wo der Recktstitel zwiſchen den zum Nachlaß Berufenen und dem 
Erbſteuerfonde ſtreitig iſt, nämlich der Beſitzer des Nachlaſſes behauptet, daß das⸗ 
jenige, was ihm als patentmäßig der Beſteuerung unterliegendes Gut angerechnet 
werden will, aus anderen Rechtstiteln, z. B. jure crediti, aus dem Heiratscontracke 
2. ſchon fein eigen ſei, der Fiecus gegen die zum Nachlaß berufene Partei, auf die 
Aufforderung der Erbſteuer⸗Hofcommiſſion zur Vertretung des Steuergefälles ein⸗ 
zuſchreiten; (b) in jenem Falle aber wo ſchon bei Vorlegung der Erbſteuerausweiſe 
oder bei Hinausgabe der Stenerbemeſſung von einem Dritten gegen den Beſitzer des 
Nachlaſſes behauptet werden will, daß das zur Steuerbelegung angetragene Vermögen. 
ganz oder zum Theile ihm aus einem Rechtstitel gehöre, welcher, wenn er rechtlich 
erwieſen wird, dasſelbe von der Erbſteuer befreien würde — ſeien die Parteien an⸗ 
zuweifen, ihre Rechte vor dem ordentlichen Richter ausgetragen. — Zugleich habe 
dann die Erbſtener⸗Hofcommiſſion die Einhebung der Steuer von dem noch zweifel⸗ 
haften Theile des Vermögens einſtweilen zu ſiſtiren, jedoch dafür zu forgen, daß ber. 
allenfalls nach Ende des Streites zu entrichtende Steuerbetrag richtig geſtellt werde, 
wobei der Erbſteuer⸗Hofcommiſſion oder im weiteren Zuge der vereinigten Hofkanzlei; 


werden ſollen und ebenſo a ch die Einleitung die Frage: welcher Betrag und auf welche Art derſelbe ſicher zu ſtellen ſei, vorbehalten 


bleibe. 


werden könnte und daß ja die politiſche Behörde auch in manchen an⸗ 
deren Fällen, z. B. bei gewiſſen Lohnſtreitigkeiten, zum Richter über 
privatrechtliche Anſprüche gemacht und für ſolche Fälle in dem Hof⸗ 
kanzleideerete vom 18. September 1828, 3. 21.870), auch die Be⸗ 
weisführung durch Zeugen und Parteieneide ausdrücklich für zuläſſig 
erklärt iſt; es wurde jedoch in Erwägung, daß von den Verwaltungs⸗ 
behörden die Competenz zur Entſcheidung über Exſeindirungs⸗ 
anſprüche abgelehnt wurde, daß es nicht Sache der Juſtizbehörden 
iſt, eine Beſchränkung des ordentlichen Rechtsweges über das unbe⸗ 
ſtrittene geſetzliche Maß hinaus anzuſtreben oder feſtzuhalten, dann in 
Erwägung, daß es ſich in Exſcindirungsfällen allerdings um rein 
privatrechtliche Anſprüche handelt, daß ſich auch bei einer politiſchen 
Execution die vom Exſcindirungswerber begehrte Aufhebung oder Be⸗ 
ſchränkung nur als eine Conſequenz ſeines rein privatrechtlichen An⸗ 
ſpruches darſtellt, daß alſo auch bei politiſchen Executionen die 
Exſcindirungsklage vielmehr als einfache Geltendmachung des privat⸗ 
rechtlichen Anſpruches, denn als Beſchwerde gegen eine politiſche Ver⸗ 
fügung behandelt werden kann; daß nach Artikel 15, Alinea 1 des 
St. G. G. vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 144, auch 
wenn die Verwaltungebehörde über die Eigeuthumsfrage zwiſchen dem 
Executen und dem Dritten zu entſcheiden hätte, doch der Rechtsweg 
nicht ausgeſchloſſen wäre, daß aber wenn einmal der Richter auch 
in Fällen einer politiſchen Execution zur Entſcheidung über Exſein⸗ 
dirungsanſprüche dritter Perſonen berufen gefunden wird, ihm wohl 
auch das im Hofdecret vom 29. Mai 1845, J. G. S. Nr. 889, normirte 
Siſtirungsrecht zugeſtanden werden muß, daß alfo zur Vermeidung 
einer weiteren Unſtcherheit hinſichtlich beider Punkte durch ein Judicat 
eine fortan gleichförmige Praxis erzielt werden ſoll, daß hingegen 
eine Entſcheidung, welches Gericht in den Fällen der Exſeindirung aus 
einer politiſchen Execution das zuſtändige ſei, entbehrlich erſcheint, 
weil ſich in dieſer Beziehung mit den allgemeinen Jurisdictionsvor⸗ 
ſchriften beholfen werden kann, die Eintragung des voranſtehenden 
Satzes in das Judicatenbuch beſchloſſen. 

Dieſer Beſchluß des oberſten Gerichtshofes vom 12. November 
1872, 3. 11.305, wurde in folgender Faſſung ins Judicatenbuch 
(Nr. 78) eingetragen: 

„Auch in den Fällen einer politiſchen Execution ſteht die Ent⸗ 
ſcheidung über die Privatanſprüche dritter Perſonen, welche ſich durch 
die vollzogene Execution in ihrem Beſitze, Eigenthume oder anderen 
Rechten für gekränkt halten und die gänzliche oder theilweiſe Aufhebung 


) Das Hofkanzleidecret an das galiziſche Gubernium vom 18. September 

1828, 3. 21.870, normirt was nachſteht: In dem Gubernialberichte vom 29. Jänner 
1828, Z. 74.987 ex 1827, handelte es ſich um die Be ntwortung folgender Fragen, 
1. Ob die im Geſetzbuche vom Jahre 1797 beſtimmte Friſt von 30 Tagen zur An⸗ 
bringung der den Dienſtvertrag betreffenden Klagen von Amtswegen oder erſt auf die 
Verwendung des beklagten Theiles zu berückſichtigen ſei und 2. Ob die Verhandlung 
auch dann der politiſchen Behörde zugewieſen bleiben oder an den Civilrichter gewieſen 
werden ſoll, wenn der Beweis nur durch einen Haupt⸗ oder Erfüllungseid hergeſtellt 
werden könnte. Hierüber findet man einverſtändlich mit der oberſten Juſtizſtelle und 
der Hofcommiſſion in Juſtizgeſetziachen dem Gubernium Folgendes zu erwiedern: Die 
erſte Frage iſt zur Zeit, da ſie geſtellt wurde, von den Landesbehörden richtig gelöst 
worden. Da nämlich das Geſetzbuch vom Jahre 1797 auf die Ueberſchreitung der Friſt 
die Verjährung des Klagerechtes ſetzt, fo war hier allerdings der § 1501 des a. b. G. B. 
vom Jahre 1811 anwendbar, vermöge welchen auf die Verjährung, ohne Einwendung 
der Parteien, von Amtswegen keine Rückſicht zu nehmen iſt. Anders verhält es ſich 
aber dermalen, wo nach der inzwiſchen allen Länderſtellen am 30. März 1828, 
Z. 7209, eröffneten a. h. Eutſchließung die Ueberſchreitung der Friſt von 30 Tagen 
nicht mehr die Erlöſchung des Klagerechtes, ſondern nur die Veränderung des Ger 
richtsſtandes, nämlich die Vorweiſung des Klagegegenſtandes von der politiſchen 
an die Gerichtsbehörde zur Folge hat. Nunmehr verſteht es ſich von felbit, 
daß die politiſche Behörde auf die Ueberſchreitung jener Friſt, wodurch der 
Klagegegenſtand außer ihre Competenz kommt, von Amtswegen zu beachten 
at. — Was die zweite Frage betrifft, ſo hatte zwar im Jahre 1802 das weſt⸗ 

galiziſche Appellationsgericht den Antrag gemacht, daß in Fällen, wo es in Streit⸗ 
ſachen aus dem Dienſtverhältniſſe auf Beeſdigung der Zeugen oder Parteien ankömmt, 
die Parteien auf den Rechtaweg gewieſen und die politiſchen Behörden hienach belehrt 
werden ſollen. Dieſer Antrag it aber mit dem Hofbecret vom 25. Juni 1802 zurück⸗ 
gewieſen worden. Bei dieſer Anordnung, die zwar in der Sammlung der Juſtizgeſetze 
nicht vorkömmt, hat es auch nach dem vorliegenden Einrathen des galiziſchen Appella⸗ 
tionsgerichts zu verbleiben, weil weder durch die früheren Vorſchriften, noch durch 
das Hofdecret vom 30. März 1828 die Competenz der politiſchen Behörden für den 
Fall beſchränkt worden iſt, wenn bei Streitigkeiten, welche aus dem Dienſtverhältniſſe 
entſpringen, das Beweismittel des Eides der Partei in Anwendung zu kommen hat. 
Da übrigens den politiſchen Behörden in wichtigeren Fällen von ſchweren Polizei: 
übertretungen die Eidesabnahme von Zeugen zuſteht, jo kann gegen die Abnahme des 
Eides einer Partei in einer Streitſache deren Entſcheidung der politiſchen Behörde 
zuſteht, kein gegründetes Bedenken ſtattfinden, wenn erwogen wird, daß in beiden 
Fällen die Heiligkeit dieſes Religionsactes gleichen Anſtand und gleiche Ehrfurcht fordert. 
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der Execution bewirken wollen, ſo wie die nach Maßgabe des § 3 
des Hofdecretes vom 29. Mat 1845, J. G S. Nr. 889, vorläufig 
zu bewilligende Siſtirung weiterer Exrecutionsſchritte den Gerichten zu.“ 

Nun, wir können uns mit dieſem Satze, welcher beſtrebt iſ, 
Proceßrecht zu bilden, nicht vollſtändig und feiner Ganzheit nach be⸗ 
freunden. 

Denn erſtlich iſt der Satz zu kategoriſch und zu exeluſiv gegen⸗ 
über der Thatſache, daß bei den Adminiſtrativbehörden im Executions⸗ 
verfahren eine Art Exſeindirung täglich vorkommt. Sie beſteht wie 
diejenigen, welche gleich uns die Praxis der gemiſchten Bezirksämter 
und der Bezirkshauptmannfchaften mitgemacht und die der Gemeinden 
geſehen haben, bezeugen und bekräftigen müſſen, darin, daß Dritte, 
welche behaupten, daß ihre Mobilien durch die adminiſtrativen Be⸗ 
hörden mit Pfand beſchrieben ſeien, durch Urkunden oder Zeugen ꝛe. 
nachzuweiſen ſuchen, daß dieſe ihre Behauptung wahr ſei und bitten, 
daß die fraglichen Pfandſtücke aus denen des Executen ausgeſchieden 
und von den weiteren Executionsgraden befreit werden. Die Admi⸗ 
niſtrativbehörden weiſen derlei Geſuche durchaus nicht ohne Weiteres 
ab und auf den Civilrechtsweg, fondern fie prüfen die Beweiſe, for⸗ 
dern allenfalls zur Ergänzung auf und ſcheiden ſchließlich, wenn ſie 
nämlich die Ueberzeugung gewinnen, daß wirklich Sachen Dritter mit 
Pfand beſtrickt wurden, dieſe aus der Execution, verfügen aber gleich⸗ 
zeitig die Pfändung von einer entſprechenden Anzahl anderer dem 
Schuldner gehörigen Gegenſtände. So wickelt ſich die Sache meiſt 
glatt ab, und es wird dem Adminiſtrativbeamten nicht verübelt, wenn 
er mit Hinblik auf Ulpian (Sed et illud debet diei, ubi contro- 
versia est de pignore, id dimitti debere, et capi aliud, si quod 
est sine controversia. L. 15 $ 4 in fine, de re judicata, 42, 1) 
ſchon bei Zweifeln über den Eigenthümer des Pfandobjects dieſes 
ausläßt und auf ein anderes dem Executen zweifellos gehöriges Stück greift. 

Oefters jedoch iſt die Sachlage ſchwieriger. Der Gepfändete 
beſitzt keine anderen Mobilien, als die bei ihm vorgefundenen und in 
Execution gezogenen, der Dritte kann die Behauptun“, daß die 
Pfandſtücke die ſeinigen ſeien, nicht ein Mal nothdürftig beſcheini⸗ 
gen, man führt dem politiſchen Beamten, wie nicht ſelten im fleuer- 
rechtlichen Verfahren, ſeine eigene ſubſidiare Haftbarkeit vor Augen 
— in ſolchen Fällen wird das Ausſcheidungsbegehren zurückgewieſen 
und es dem Dritten mit Hinblick auf $ 456 des a. b. G. B.)) un⸗ 
benommen gelaſſen, die Herausgabe ſeiner Sachen vor dem Civil⸗ 
richter zu begehren. 

So iſt die gefunde Praxis bei den Adminiſtrativbehörden. 

Daß man bie und da die adminiſtrative Execution in ihren 
Rechte⸗ und proceſfualen Conſequenzen der gerichtlichen gleich gehal⸗ 
ten hat (Dr. J. Kompaß, das gewöhnliche Executionsverfahren auf 
dem flachen Lande durch die Wirthſchaftsämter. Wildner, Juriſt, Band 
V, S. 467), daß man ferner in dem Gedanken, der Vollzugsge⸗ 
walt entspreche cine nicht zu beirrende Zwangs gewalt, und unter Be⸗ 
rufung auf geſchriebene Normen bei verhängter politiſcher 
Execution eine gerichtliche Exſeindirungsklage nicht für zuläfſig befun⸗ 
den, vielmehr gemeint hat: judex executionis et judex evictionis, 
— iſt vollkommen wahr und begreiflich, aber völlig unhaltbar, wenn 
man bedenkt, daß über die privatrechtliche Eigenthumsfrage, über eine 
dingliche Klage (rei vindicatio oder publiciana in rem actio) nach 
kategoriſcher Beſtimmung des bürgerlichen Geſetzbuchs “) das Gericht 
entſcheiden ſoll. 

Dahingegen zweitens ſtößt der andere Theil des Judicats, daß 
auch in den Fällen einer politiſchen Execution die nach Maßgabe des 
Hofdeerets vom Jahre 1845 vorläufig zu bewilligende Siſtirung wei⸗ 
5 Executionsſchritte den Gerichten zuſtehe, auf gewichtige Be⸗ 
enken. 

Das Hofdecret vom 29. Mai 1845 iſt ein Juſtizhofdecret, es 
regelt den Civilproceßrecht, es denkt nicht an den Adminiſtrativproceß und 
die administrative Execution. Eine verſtändige Geſetzgebung will auch 
nicht, daß die Maßregel der einen Behörde durch die einer andern 
einer coordinirten Behörde, lahm gelegt werden ſoll, will nicht, daß 
die Gerichte die Verwaltungsbehörden wie ihnen untergebene Subjecte 


) Wird eine fremde bewegliche Sache ohne Einwilligung des Eigenthümers 
verpfändet, ſo hat dieſer in der Regel zwar das Recht, ſie zurück zu fordern, aber 
u, ſ. w.“ § 456 a. b. G. B. 

) Siehe § 366 des a. b. G. B.: Mit dem Rechte des Eigenthümers jeden 
Anderen von dem Beſitze feiner Sache auszuschließen, iſt auch das Recht verbunden, 
feine ihm vorenthaltene Sache von jedem Jahaber durch die Eigenthumsklage g e⸗ 
richtlich zu fordern. Vgl. auch § 372 des a. b. G. B. 


behandeln). Es könnte ferner leicht jeder einzelne durch eine Ver⸗ 
waltungsmaßregel Berührte der Verwaltung einen Proceß herbeiführen, 
die Verwaltung mithin nur dann wirkſam werden, wenn der Einzelne 
zuſtimmt oder der Richter in Conformität mit der Anſchauung der 
Verwaltangsbehörde ſich bewegt Eine der Ait maͤchtige Controle 
der Juſtiz würde lähmend auf die Verwaltung einwirken. (Dr. Ernſt 
Meier, Verwaltungsrecht, Halle 1872.) Mit einem Worte, es findet 
ſich keine geſetzliche Beſtimmung, welche der Gerichtsbehörde die Macht 
verliehe, eine politiſche Execution zu ſiſtiren, und man kann nicht 
vom Geſetzgeber vorausſetzen, daß er dieſe Macht habe den Ge— 
richtsbehörden verleihen wollen. 

Abgeſehen davon erheiſcht das Intereſſe des Exſeindirungsklägers 
nicht nothwendig die Siſtirung der Execution oder die Verfügung 
des Gerichts an die Verwaltungsbehörde, mit den weiteren Executions⸗ 
ſchritten inne zu halten. Denn mit der Zuſtellung der Exſcindirungs⸗ 
klage (Litisconteſtation) und den daraus fließenden Wirkungen iſt der 
Kläger, welcher gegen die Verwaltungsbehörde, den Staat, nad) feiner 
vermögensrechtlichen Seite auftritt, wo alſo ein mögender und kön⸗ 
nender Geklagter ſich vorfindet, hinlänglich ſicher. 

Schließlich darf auch erwartet werden, daß die Verwaltungsbe⸗ 
körde mit dem Augenblicke der zugeſtellt erhaltenen Exſeindirnngsklage 
ihr weiteres Vorgehen ſich vorſichtig genug regeln wird. Das Gefühl 
der Haftbarkeit macht reflectiren. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Gemeinde⸗Ausſchuß kann im Wege gerichtlicher Klage (actio ad 
priostandum factum) zur Genehmhaltung oder Bemänglung der vom 
Gemeindevorſteher gelegten Gemeinderechnung verhalten werden. 


Johann R., welcher Bürgermeiſter der Gemeinde K. geweſen 
war, hatte beim Kreisgerichte in Wiener⸗Neuſtadt das Klagebegehren 
geſtellt, dieſer Gemeinde nach Maßgabe des § 100 Gerichtsordnung“) 
aufzutragen. daß ſie die von ihm als Bürgermeiſter für das Ver⸗ 
waltungsjahr angefangen vom 1. November 1854 bis 31. October 
1855 über die Gemeindeempfänge und Ausgaben gelegte Rechnung 
binnen einer vom Gerichte zu beſtimmenden Friſt genehmige oder 
bemängle. Das Kreisgericht hatte darüber der Gemeinde K. gerichts⸗ 
ordnungsmäßig beſtimmt, die beſagte Rechnung binnen drei Monaten 
zu genehmigen oder zu bemängeln, widrigens die Rechnung für 
genehmigt zu halten ſei. Gegen dieſen Beſcheid ergriff die Gemeinde 
den Recurs an das Oberlandesgericht, welches, da im Recurſe, wie 
bei der Verhandlung, die gerichtliche Zuſtändigkeit beſtritten wor⸗ 
den, das Gutachten des nied. öſterr. Landesausſchuſſes über die Com⸗ 
petenzfrage einholte. 

Der Landesausſchuß vertrat die Anſicht, daß der Gegenſtand 
ſich nicht zum gerichtlichen Verfahren eigene weil nach § 29 
Abf. 5 und § 66 der Gemeindeordnung“) die Prüfung und Erle⸗ 
digung der Jahresrechnung lediglich dem Gemeinde⸗Ausſchuffe zuſtehe, 
die geſetzlich ausgeſprochene Verpflichtung des Gemeindevorſtandes zur 
Rechnungslegung nicht erſt durch ein Urtheil feſtgeſtellt werden könne; 
gegen den Gemeindevorſtand, wenn er ſäumig ſei, vielmehr nach § 5 
der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, Nr. 96 R. G. Bl. vor⸗ 
gegangen werden müſſe und dies auch dann gelte, wenn er vom 
Amte bereits abgetreten wäre, ohne Rechnung gelegt zu haben, indem 
die Verpflichtung zur Rechnungslegung wegen der geführten Amts⸗ 
verwaltung über die Amtszeit fortdauere und das einzig competente 
Forum für die Rechnungserledigung der Gemeinde⸗Ausſchuß ſei. Das 
Oberlandesgericht hat hierauf im Sinne des Hofkanzleidecretes vom 


) Les actes d’exeeution des autorités administratives ne peuvent &ire 
objet d'aueun litige devant les tribunaux ordinaires, sans troubler l’indepen- 
dance des autorités administratives, Chauveau, Code d'instruetion administra- 
tive. T. II. 839. „Que les juges ne peuvent troubler, de quelque manière que ce 
soit, les operations des corps administratifs“. Franzöf. Geſetz (und Staatsprinelp) 
vom Jahre 1790. 9 2 

*) Der $100 der Gerichtsordnung lautet: „Wenn Jemanden Rechnung gelegt 
worden iſt, ſoll ihm auf Anlangen des Rechnungslegers aufgetragen werden, ſolche 
genehm zu halten oder zu bemängeln.“ , 7 , “ 

) Niederbfterr. Gemeindeordnung. Wirkungskreis des Gemeinde⸗Ausſchuſſes 
bezüglich der Vermögensverwaltung. Prüfung der Jahresrechnungen des Gemeinde ⸗ 
vorſtehers durch den Gemeinde⸗Ausſchuß. 


Drucker. i der k. Wiener Zeitung. 
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23. Juni 1820, Nr. 1669 J. G. S. die Aeten dem k k. oberſten 
Gerichtshofe zur Entſcheidung der Competenzfrage vorgelegt. 

Nach der Anſicht des k. k. oberſten Gerichtshofes erſchienen die 
vom nied. öſterr. Landesausſchuſſe angeführten Argumente im vor⸗ 
liegenden Falle nicht zutreffend, da es ſich weder um einen Streit 
über die Verpflichtung des Gemeindevorſtandes zur Rechnungslegung 
oder um Verhaltung desſelben zur Erfüllung dieſer Verbindlichkeit, 
noch um einen Streit über die Berechtigung des Gemeinde⸗Aus⸗ 
ſchuſſes zur Prüfung und Erledigung der gelegten Jahresrechnung, 
ſondern lediglich darum handle, die Gemeinde zur Genehmhaltung 
oder Bemänglung der ihr von ihrem geweſenen Vorſtande gelegten 
Rechnung anzuhalten. Ebenſo habe auch die vom nied. öſterr. Landes⸗ 
ausſchuſſe berufene Entſcheidung des k. k. oberſten Gerichtshofes vom 
12. März 1872, welche mit dem vom Miniſterium des Innern aus⸗ 
geſprochenen Einverſtändniſſe erfloſſen, auf den vorliegenden Fall 
keinen Bezug, weil es ſich bei jener Entſcheidung um eine andere 
Frage, namlich darum handelte, ob das Belangen einer Gemeinde 
gegen ihren vom Amte bereits abgetretenen Vorſtand auf Rech⸗ 
nungslegung der Gegenſtand des gerichtlichen Verfahrens ſein könnte. 
Im vorliegenden Falle jedoch, wo es ſich lediglich frage, ob der vom 
Amte bereits abgetretene Gemeindevorſteher, welcher für die Zeit 
ſeiner Amtsführung der Gemeinde bereits Rechnung gelegt habe, oder 
folche gelegt zu haben wenigſtens behaupte, gegen die Gemeinde die 
Genehmhaltung oder Bemänglung der gelegten Rechnung binnen 
einer angemeſſenen Friſt zu fordern und dieſelbe hierauf gerichtlich zu 
belangen berechtigt ſei, könne nach dem Dafürhalten des oberſten Ge⸗ 
richtshofes die bejahende Beantwortung dieſer Frage keinem Zweifel 
unterliegen, da dieſes Recht nach § 100 Gerichtsordnung jedem Rech⸗ 
nungsleger eingeräumt erſcheine und die Beſtimmungen der Gemeinde⸗ 
ordnung hieran nichts geändert haben 

Der oberſte Gerichtshof erachtete in ſeiner Note an das Mini⸗ 
ſterium des Innern die vom Oberlandesgerichte geftellte Anfrage 
dahin zu entſcheiden, daß die gerichtliche Procedur in dieſem Falle 
ſtattfinde, welcher Anſchauung ſich das genannnte Miniſterium in 
feiner Rücknote ddo. 1. September 1872, 3. 10.543 anfchloß, indem 
es das von Johann R. beim k. k. Kreisgerichte in Wiener⸗Neuſtadt 
geſtellte Begehren als zur gerichtlichen Procedur geeignet erklärte. 

St. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Liquidator Allerhöchſtihrer. Privatfamilien⸗ 
Fondecaſſen Moriz Jahnel den Titel eines kaiſerl. Rathes verliehen und den 
Fondscaſſenofficſal Dr. Ludwig Edlen v. Geiter zum Directionsfecretär daſel bft 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben die beim oberſten Rechnungshofe erledigte Hof⸗ 
und Präſidialſecretärsſtelle dem Rechnungsrathe dieſer Hofſtelle Alols Lenzig 
verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Miniſterialrath im Miniſterium für Landes⸗ 
vertheldigung Alois Grafen Cerrini de Monte Varchl bei deſſen Verſetzung 
in den zeitlichen Ruheſtand das Comthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Sectlonsrathe im Miniſterium für Landes⸗ 
vertheidigung Karl Stadler v. Wolfersgrün den Titel und Charakter eines 
Miniſterialrathes taxfrei verliehen. 


Erledigungen. 


Arztesſtelle in der Landesirrenanßalt Valdung mit 1500 fl. Gehalt nebſt 
Wohnung und Holzdeputat, bis 31. Jänner 1873. (Amtsblatt Nr. 296.) 

Bezirksſeeretärsſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft in Teiſchen mit 700 fl. 
eventuell 600 fl. Gehalt jährlich, bis En ze Jänner 1873. (Amtsblatt Nr. 297.) 

Secundararztesſtelle zweiter Claſſe im Dr. Heidrich'ſchen allgemeinen 
Krankenhauſe zu Troppau mit 700 fl., freier Wohnung oder 200 fl. Quartier⸗ 
geld und Quinquennalzulage, bis Ende Jänner 1873. (Amtsblatt Nr. 298.) 

Diurniſtenſtelle beim Steueramte Ebreichsdorf mit 78½ kr. Taggeld. 
(Amtsblatt Nr. 298.) 


Die Jahrgänge 1868 — 1822 der 
Zeitſchrift für Verwaltung“ ſammt Index 
find um den Preis von 3 fl. pr. Jahrgang bei 
der Adminiſtration des Blattes zu beziehen. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


